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Die Anträge und Resolutionen des 46. Ordentlichen Bundesparteitages • 11. - 12. November 2023

SPÖ-Parlamentsklub

Initiativantrag 1 

Zur aktuellen Situation im Nahen Osten:  
für nachhaltigen Frieden und Sicherheit auf  
der Grundlage einer Zweitstaatenlösung
Die Lösung von internationalen Konflikten ist eine politische Aufgabe. Sie bedarf der Diplomatie und 
eines starken und unparteiischen Multilateralismus. Die sozialdemokratische Partei Österreichs veran-
kert ihre außenpolitischen Positionierungen in den Prinzipien des Völkerrechts und der unteilbaren Men-
schen- und Grundrechte, die allen Menschen angeboren sind. Dazu gehören angesichts des aktuellen 
Konflikts im Nahen Osten vor allem:

• Die Freiheit und Sicherheit aller in der Region lebenden Menschen; 
• Das uneingeschränkte Bekenntnis zum Existenzrechts des jüdischen Staats Israel mitsamt seinem 

Selbstverteidigungsrecht im Rahmen des internationalen Völkerrechts;
• Im Einklang mit dem Prinzip des Selbstbestimmungsrechts der Völker, das Recht der Palästinense-

rinnen und Palästinenser auf einen eigenständigen Staat;
• Das allgemeine Bekenntnis zum humanitären Völkerrecht ohne Ausnahmen;
• Terror ist als politisches Mittel kontextlos und ohne Relativierung scharf zu verurteilen und vehe-

ment abzulehnen. Terrororganisationen, wie zum Beispiel die Hamas oder die Hisbollah, können für 
uns niemals politische Ansprechpartner sein und wir treten für deren endgültige Entwaffnung und 
Auflösung ein;

• Wir verurteilen jede Form von Antisemitismus aufs Schärfste und bekämpfen diesen aktiv;
• Wir bekennen uns zu unserer Verantwortung für den Schutz jüdischen Lebens in Österreich;
• Wir lehnen jede Form von Extremismus und Rassismus ab. Menschenfeindliche Ideologien verhin-

dern politisch tragfähige Lösungen, anstatt ihnen näher zu kommen, sie untergraben Perspektive 
auf Frieden und schüren weitere Feindseligkeiten.

Die historische Verantwortung Österreichs ist aufgrund der Shoa eine besondere gegenüber allen Jü-
dinnen und Juden und somit gegenüber Israel als sichere Heimstätte. 

Wir wollen daher die gesamte Region stets auf unserem politischen Radar behalten und nicht erst dann 
hinsehen, wenn Terror und Gewalt übermächtig werden und wir mit unserer Aufmerksamkeit den Terror 
belohnen.

 
Entsprechend der historischen, humanistischen Grundhaltung der österreichi-
schen Sozialdemokratie und ihrer internationalistischen Tradition fordert der 
46. Ordentliche Bundesparteitag der SPÖ daher: 

• Solidarität mit Israel besonders angesichts des entmenschlichten Terrors der Hamas;

• die sofortige und bedingungslose Freilassung aller Geiseln;

• Wir setzen die palästinensische Zivilbevölkerung nicht mit der Hamas gleich, sondern sehen in ihr 
auch ein Opfer dieser Terrororganisation;

• Die Versorgung der Menschen im Gaza-Streifen mit Wasser, Lebensmitteln, Energie, sozialer und 
Gesundheits-Infrastruktur muss umgehend wiederhergestellt werden, damit ein Leben in Würde 
möglich ist. Weitere Eskalationen sind zu verhindern und es ist mehr zu unternehmen, um die Zivil-
bevölkerung in Israel, Gaza und im Westjordanland zu schützen;
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• Dazu müssen humanitäre Korridore, falls notwendig auch im Rahmen von humanitären Feuer-
pausen oder Waffenstillständen, offenbleiben. Es ist sicherzustellen, dass die humanitäre Hilfe den 
betroffenen Menschen zugutekommt und nicht von der Hamas für weitere terroristische Zwecke 
abgezweigt werden kann; 

• Wir unterstützen jedes politische und diplomatische Bemühen um eine dauerhafte Lösung, die den 
bewaffneten Feindseligkeiten ein Ende bereitet und damit beiträgt, die gesamte Region zu befrie-
den. Dazu braucht es aktives Handeln der relevanten multilateralen Institutionen, um einen regiona-
len Flächenbrand zu vermeiden.

• Es bedarf der Verantwortung und einer aktiven Rolle der internationalen Gemeinschaft, sei es der 
Vereinten Nationen, der Arabischen Liga oder Anderer, deren gute Dienste über diplomatische Ka-
näle für eine friedliche, nachhaltige Konfliktlösung in der Region zu nutzen sind. 

• Der Europäischen Union kommt in dieser Nachbarregion eine besondere humanitäre Rolle und 
politische Verantwortung zu. Wir befürworten daher die Einberufung einer internationalen Frie-
denskonferenz durch die EU unter Einbindung aller internationalen staatlichen Akteur:innen, die 
eine umfassende Verhandlungslösung auf Grundlage und unter Fortführung der Oslo Prinzipen be-
fürworten, um einen Neustart des Friedensprozesses in Gang zu setzen. Österreich soll sich dabei 
nach seinen Möglichkeiten einbringen.

• Im Rahmen dieser Verantwortung muss die Unterstützung für den Neuaufbau einer zukunftsfähigen 
Gesellschaft in den palästinensischen Gebieten eine entscheidende Rolle spielen;

• Wir stehen für eine Zweistaatenlösung, die über den Weg diplomatischer Verhandlungen zu errei-
chen ist. Das bedeutet, dass eine politisch haltbare Lösung nur mit Einbeziehung der demokratisch 
legitimierten Vertretung der Palästinenserinnen und Palästinenser erreichbar ist und ein lebensfähi-
ger, unabhängiger und demokratischer palästinensischer Staat das Ziel ist;

• Freie und faire Wahlen in den palästinensischen Gebieten sollen aus der jetzigen Autonomie-Behör-
de eine legitimierte und handlungsfähige Regierung machen, die in der Lage ist, mit politischen und 
administrativen Mitteln die Entwicklung und Besiedlung Palästinas zu gestalten;

• Ein dauerhafter Frieden für die gesamte Region unter Einbeziehung aller dort lebender ethnischer 
Gruppen muss ein Ziel aller Akteur:innen sein. 

• Nachhaltiger Frieden und Sicherheit in der Region sind der einzige Weg zu einer politisch und ge-
sellschaftlich tragfähigen Zweistaaten-Lösung. Sie sind der Garant für ein demokratisches Israel und 
einen ebenso demokratischen palästinensischen Staat, in denen alle Menschen in Sicherheit, Frei-
heit und Würde mit Perspektiven leben können. Jetzt ist die Zeit, den Zyklus von Gewalt ein für alle 
Mal zu beenden. 

Empfehlung der Antragskommission: Annahme


